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Kleine Anfrage 
 
des Abgeordneten Wolfgang Kubicki (FDP) 
 
und 
 

Antwort 
 
der Landesregierung - Finanzminister      
 

Spieleinsatzsteuergesetz 
 
Am 17. Juni 05 wurde im Bundesrat erneut der Entwurf des Landes Niedersachsen 

zu einem Spieleinsatzsteuergesetz (Bundesratsdrucksache 584/02) beraten; der 

Bundesrat hat den Entwurf erneut an mehrere Ausschüsse überwiesen. 

 

 

 

1. Welche sachlichen Erkenntnisse haben die bisherigen Ausschussberatungen er-

bracht, welche Änderungen und/oder Ergänzungen zum ursprünglichen Gesetz-

entwurf wurden bisher geprüft, und warum wurde der Entwurf erneut in die Aus-

schüsse verwiesen?  

 

Wie in der LT-Drs. 16/146 dargelegt, war Hintergrund für die Entscheidung zur 

Rücküberweisung an die Ausschüsse, dass im weiteren Gesetzgebungsverfahren 

nochmals geprüft werden soll, ob und wie die steuerliche Mehrbelastung beim 

Betrieb von Geldspielautomaten im gewerblichen Bereich angemessen gestaltet 

werden kann. Die Ausschussberatungen sind noch nicht abgeschlossen. Es ist 

damit zu rechnen, dass der bisherige Entwurf, der dem Bundesratsplenum am 
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17. Juni 2005 vorlag, von den Ländern im Zuge der Ausschussberatungen über-

arbeitet wird. 

 

 

2. Welche möglichen Vorteile und welche möglichen Nachteile würden sich nach 

Ansicht der Landesregierung aus diesem Gesetz im Einzelnen für das Land 

Schleswig-Holstein ergeben? 

 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, der als Reaktion auf das Urteil des 

EuGH vom 17. Februar 2005 eine Einbeziehung der Umsätze der öffentlich zuge-

lassenen Spielbanken in die Umsatzbesteuerung vorsieht, würde eine Reduzie-

rung der Spielbankenabgabe über eine Änderung des Spielbankengesetzes er-

forderlich machen. Das Spieleinsatzsteuergesetz lässt dagegen die Besteuerung 

der öffentlich zugelassenen Spielbanken unberührt. 

 

Während die Umsatzsteuer Bund und Ländern gemeinsam zusteht, sichert das 

Spieleinsatzsteuergesetz den Ländern eigene Einnahmen im Sinne des Art. 106 

Abs. 2 GG, die ihnen ungeschmälert zufließen. 

 

 

3. Welche möglichen Vorteile und welche möglichen Nachteile würden sich nach 

Ansicht der Landesregierung aus diesem Gesetz im Einzelnen für die betroffe-

nen Unternehmen, deren Kunden, deren Mitarbeiter, deren Eigentümer und de-

ren Zulieferer ergeben? 

 

Für die betroffenen Unternehmen ergibt sich zunächst eine steuerliche Mehrbe-

lastung. Die Landesregierung geht aber davon aus, dass diese angemessen ges-

taltet werden kann und so erhebliche Nachteile vermieden werden. 

 

Das Finanzministerium haben viele Eingaben erreicht, in denen an Hand einer 

Vergleichsrechnung geltend gemacht wird, dass die Belastung durch ein Spiel-

einsatzsteuergesetz den Gewinn vor Steuern der gewerblichen Betreiber von be-

troffenen Spielgeräten in einen Verlust umkehren würde. Diese Rechnung be-

rücksichtigt jedoch nicht, dass nach der Spielverordnung die Gewinnauskehrung 
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nicht auf 66,7 % des Spieleinsatzes festgelegt ist. Die Gewinne müssen gemäß 

§ 13 Nr.6 Spielverordnung „mindestens 60 vom Hundert der durch den jeweils 

geltenden Umsatzsteuersatz verringerten Einsätze betragen.“ Bei einer Neurege-

lung durch das SpEStG wäre statt des bisher anzurechnenden Umsatzsteuersat-

zes der entsprechende Satz der Spieleinsatzsteuer anzurechnen. Danach läge 

z.B. auch eine Minimalgewinnauskehrung von 50 % in den von der Spielverord-

nung vorgeschriebenen Grenzen. Dies zugrunde gelegt, würden auch nach Um-

setzung eines Spieleinsatzsteuergesetzes weiterhin Gewinne und nicht Verluste 

vor Steuern verbleiben. - Darüber hinaus steht der im Gesetzesentwurf der Län-

der zum Spieleinsatzsteuergesetz bisher vorgesehene Steuersatz von 20 % zur 

Diskussion. 

 

 

4. Steht die Landesregierung diesem Gesetzentwurf zur Zeit eher zustimmend oder 

eher ablehnend gegenüber—und warum? 

 

Die Landesregierung steht dem Gesetzentwurf eines Spieleinsatzsteuergesetzes 

aus den unter 2. genannten Gründen zustimmend gegenüber. Sie sieht in dem 

Entwurf der Bundesregierung dagegen keine geeignete alternative Lösung, den 

drohenden Steuerausfällen zu begegnen. 

 

 

Der Landtag hat in seiner 75. Sitzung der 15. Wahlperiode am 12. Dezember 

2002 einstimmig beschlossen, dass er „... erwartet, dass sich die Landesregie-

rung im Bundesrat dafür einsetzt, auf der Basis des bisherigen Aufkommens der 

Umsatzsteuer eine aufkommensneutrale Steuerregelung zu erreichen, die die 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und des Europäischen Gerichtshofs be-

rücksichtigt.“ (Schleswig-Holsteinischer Landtag, Plenarprotokoll 15/75, Donners-

tag, 12. Dezember 2002, S. 5681) 
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5. Steht die Landesregierung den Erwartungen des Landtages eher ablehnend oder 

eher aufgeschlossen gegenüber—und warum? 

 

Die Landesregierung geht davon aus, dass eine steuerliche Mehrbelastung für 

die Automatenwirtschaft hinnehmbar ist; denn diese hat es in der Hand, durch ei-

ne Absenkung der Gewinnquote auf die nach § 13 Nr. 6 Spielverordnung vorge-

gebene Mindestquote (vgl. Antwort zur Frage 3) ihr Geschäft nach wie vor renta-

bel zu gestalten. 


